Die Zeitung erſcheint 
f täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 
— .. 
Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


e Zen 


Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 
1 Thlr. 1¼ ſgr. 
F 
Expedition: 
Krautmarkt e 1053. 


Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbarrs Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


No. 294, Montag, den 17. Dezember 1849. 


> Da mit dem 1. Jannar 1850 ein neues Abonnement auf unſere Zeitung begiunt, ſo werden die 
us geehrten Leſer derſelben erſucht, ihren Prännmerationsſchein bald gefälligſt in unſerer Expedition, 
Krautmarkt No. 1053, erneuern zu wollen. Der Pränumerationspreis für die Zeitung incl. Provinzial⸗ 


Anzeiger betrügt pro Quartal 25 Sgr., für auswärtige Abonnenten 1 Thlr. 11 Sgr. e 
Wer auf den Provinzial⸗Anzeiger beſonders zu abonniren wünſcht, zahlt monatlich in unſerer Expe⸗ 


dition 17 Sgr., frei ins Haus geliefert 27 Sgr. 
ar: Inſertionen im Provinzial - Anzeiger: 
Raum berechnet. 6 


Jurte 0 Berlin, vom 16. Dezember. 72d fs h 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem Kurfürſtlich 
heſſiſchen General.» Lieutenant Bauer den Rothen Adler - Orden erſter 


Klaſſe mit Schwertern; dem Großherzoglich heſſiſchen General-Major von 
Wachter, den Rethen Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Schwertern, und 


dem Großherzoglich heſſiſchen Hauptmann von Grollmann, den Rothen 
Aber ben r bel ſſe Haup * de 0 


1 aſſez ſo wie dem Regierungs⸗Sekretair Dycker⸗ 
hoff zu Düſſeldorf, und dem Appellationsgerichts⸗Salarienkaſſen⸗Buchhalter 


Karl Gottfried Drewitz zu Berlin, den Rothen Adler⸗Orden vierter 
Klaſſe; dem Lehrer Sonderhoff zu Gevelsberg, im Regierungsbezirk 
Arnsberg, und dem Gerichtsdiener und Exekutor Johann Jakob Buch⸗ 
holz, beim Kreisgericht zu Lauenburg, das Allgemeine Ehrenzeichen; des⸗ 


deinen dem Ulanen Schmidt des dritten Ulanen = Regiments, und dem 


Schornſteinfeger⸗Geſellen Ernſt Puſcher zu Breslau, die Rettungs⸗Me⸗ 
daille am Bande zu verleihen; und den Poſt⸗Inſpektor Philipshorn zum 
Geheimen Poſt⸗Rath und vortragenden Rathe im General- Poſt⸗Amte zu 
ernennen. ö f 


Der Königliche Hof legt morgen die Trauer auf drei Wochen für 
8519 Mafeſtät die Königin Adelaide von Großbritanien und Ir⸗ 
and an. f 


Deutſchland. 


Berlin, 14. Dezember. (Schluß der 9oſten Sitzung der Erſten 
Kammer.) 
Ss. 90 und 90 a über Beſeitigung eines kollegialiſchen Gemeinde- 
rathes und die Zuläſſigkeit der Beſtimmungen des a II. auf Ge⸗ 
meinden von nur 1500 Einwohnern, werden ohne Debatte ange⸗ 
nommen. 5 g 
Fr. 91. beftimmt, daß für Gemeinden, in denen die Bedingungen 
zur Errichtung einer Vertretung und eines Vorſtandes auch jetzt noch 
nicht vorhanden find, einſtweilen von der Auffichts-Behörde ein Vor⸗ 
en werden kann, der die Verwaltung führt und die Gemeinde 

ritt. 

Hierzu ſtellt der Abg. von Bethmann⸗Hollweg einen Verbeſ⸗ 
ſerungs⸗Antrag, worüber eine längere Debatte flattfindet. 

Bei der Abſtimmung wird der Verbeſſerungs⸗Antrag abgelehnt, der 
Kommiſſionsvorſchlag aber mit großer Majorität angenommen. 

H. 92, die Veröffentlichung der Einführung der Gemeindeordnung be⸗ 
treffend, wird auf Antrag der Kommiſſion unverändert angenommen. 

F. 93 handelt von den Penſions⸗Auſprüchen der beſoldeten Gemeinde⸗ 
Beamten, die in Folge der neuen Gemeinde⸗Ordnung weder in ihren 
Aemtern belaſſen, noch anderweitig mit gleichem Einkommen angeſtellt 
werden. Unter 12jähriger Dienſtzeit beträgt die Penſion , bis zu 24- 
jähriger Dienſtzeit J, nach 24jähriger Dienſtzeit zwei Drittel des Ge⸗ 
halts. Schulzen, Orts- und Gemeindevorſteher haben keinen Anſpruch auf 
Penſſon. Gemeindebeamte, deren Stellen eingehen, erhalten bis zum Ab⸗ 
lauf der Zeit, auf welche ſie ernannt ſind, wenn ſie nicht anderweitig an⸗ 
geſtellt werden, die Hälfte ihres Einkommens als Wartegeld. Penſtonen 
und Wartegelder werden von den Gemeinden geleiſtet, in denen die Beam⸗ 
ten gegenwärtig angeſtellt ſind. 

— 5 Mödves wünſcht für die nach dem Kommiſſtonsvorſchlage auf 

ſehen 995 zu ſtellenden Gemeindebeamten diejenige Penſion feſtgeſetzt zu 

50 n, die ihnen nach Ablauf ihrer Wahlperiode zugeſtanden haben würde. 
ieſer Antrag wird mit 57 gegen 56 Stimmen angenommen. 

Der fo amendirte §. 93 wird angenommen, f 

H. 94, welcher lautet: 

e 0 tien zu ee Gemeindebeamten ſind in ihren 
inkünften zu bela eha i isheri 
Penſtonanſprüche⸗ 3 ſſen und behalten ihre bisherigen 


wird auf Antrag der Kommiſſton unverändert angenommen. 


bereit. 


6 Pf. die Petitzeile, größere Schriftſorten werden nach dem 
D 


ie Redaction. 


Die Berathung über die Gemeindeordnung iſt hiermit beendet und 
der Präſident bittet die Commiſſion die ſchließliche Redaktion ſo ſchnell 
vorzunehmen, daß das Geſetz morgen ſchon gedruckt in die Händel der 
Mitglieder kommt. Der Vorſitzende der Kommiſſion erklärt ſich dazu 


Auf der Tagesordnung iſt hierauf der Bericht der Kommiſſion für 
Rechtspflege über die Faſſung der Geſetze, den Schutz der perſönlichen 
Freiheit und die Stellung unter Polizeiaufſicht betreffend. 

Die Kammer nimmt dieſe Geſetze in der von dem Abg. Goltdam⸗ 
mer verleſenen Faſſung durch endgültigen Beſchluß an. 
Eben fo wird das Geſetz über Aufhebung des Intelligenz⸗Inſertions⸗ 
zwanges in der von dem Abg. Mentzel verleſenen Faſſung durch endgül⸗ 
tigen Beſchluß angenommen. f a 1 g 

ns drei Geſetze werden nun der Zweiten Kammer überſendet 

werden. a N 

Auf der Tagesordnung iſt ein Bericht der Petitions⸗Kommiſſion 
über 115 Petitionen. Die Kammer tritt größtentheils den Anträgen 
der Kommiſſion, welche die Petitionen an die betreffenden Miniſterien 
J n verweiſt, oder Uebergang zur Tagesordnung vor⸗ 

ägt, bei. 5 

Der Präſident theilt vor dem Schluſſe der Sitzung mit, der Ju⸗ 
ſtizminiſter habe ihn benachrichtigt, daß der Ober⸗Staatsanwalt zu Mün⸗ 
ſter zur Zeit nicht im Stande ſei, die Unterſuchungsakten gegen den Ap⸗ 
pellationsgerichts⸗Direktor Temme einzuſenden, da fie zuvor nach Tilſit, 
Spandau und Potsdam zur Konſtatirung der Beweiſe geſchickt werden 
müſſen. Der Ober⸗Staatsanwalt wird jedoch nach Einreichung der be⸗ 
treffenden Berichte und Species faeti die Mittheilungen über die Unter⸗ 
ſuchung an die Kammer ſenden. 
Schluß der Sitzung 4½ Uhr. 


Berlin, 14. Dezember. (Schluß der 7a4ſten Sitzung der Zweiten 
Kammer.) 

Art. 61 wird nach dem Beſchluſſe der Erſten Kammer angenommen. 
Daſſelbe geſchieht mit den Art. 62 und 63. 

Es wird zu Art. 67 übergegangen. 50 

A 15 demſelben hat der Abgeordnete von Fock folgendes Amendement 
geſtellt: i 
„Aktive Militairs ſind zu der Theilnahme an den Wahlen, ohne 
Rückſicht auf die Theilnahme an einem Gemeinde⸗Verbande, berech⸗ 
15 wenn ſie im Uebrigen die Eigenſchaften eines Gemeindewählers 
aben.“ 

Abg. v. Griesheim: Es find die mannigfachſten Aeußerungen über 
das Wahlrecht ſeitens der Armee in der Preſſe und anderweit laut gewor⸗ 
den, und beſonders iſt das allgemeine Wahlrecht der Armee als höchſt ge⸗ 
fährlich bezeichnet. Inſofern ich nun überhaupt gegen das ganz allgemeine 
Wahlrecht bin, muß ich es auch für die Armee ſein. Darum handelt es 
ſich aber auch nicht, ſondern nur darum: ob die Offiziere, die den ſonſtigen 
Wahl⸗Bedingungen entſprechen, das Wahlrecht haben ſollen, wenn ſie auch 
nur ein Jahr an demſelben Orte ſich befinden. Ich laſſe es dahingeſtellt 
fein, ob es wünſchenswerth für die Offiziere ſei, keiner Partei anzugehören. 
Wenn ich nun auch glaube, daß, wer keiner Partei angehört, leicht Allen 
zufallen kann, ſo halte ich es auch für unmöglich, in jetziger Zeit ohne jede 
politiſche Parteiſtellung bleiben zu können. Es handelt ſich alſo nicht um 
ein allgemeines Wahlrecht für die Armee, ſondern um ein Wahlrecht, für 
die mindeſtens 25 Jahre alten und verheiratheten Offiziere, und um dies 
beſtimmt ausgeſprochen zu ſehen, empfehle ich das Amendement des Abge⸗ 
ordneten v. Fock der Annahme. N 5 f 

Kriegsminiſter: Nachdem das Wahlrecht der Armee in beiden 
Kammern vollſtändig beſprochen worden iſt in dem Sinne, daß der Armee 
als ſolcher kein beſonderes Wahlrecht zuſtehen oder ein ganz allgemeines 
Wahlrecht bei ihr eingeführt werden ſoll, bemerke ich hier nur aus Erfah⸗ 


rung noch, daß das Wahlrecht in der Armee der Disziplin durchaus nicht 


günſtig iſt. Danach wird die Ausdehnung des Wahlrechts auf die Armee 
zu bemeſſen ſein. Wollte man die in der Gemeindeordnung geſtellten Be⸗ 
dingungen für Ausübung des Wahlrechts auch auf aktive Militairs an⸗ 
wenden, ſo wüßte ich dagegen nichts einzuwenden; wollte man aber das 
Wahlrecht für die Armee erweitern, ſo müßte ich mich dagegen erklären. 
Ebenſo kann ich auch nicht die Theilnahme aktiver Militairs an den Ge⸗ 
meinde⸗Angelegenheiten befürworten. a 
Berichterſtatter Guppert bezeichnet näher, daß die Kommiſſion das 


zu Art. 67 empfohlen haben wollte, wie das Amendement des Abgeord⸗ 


neten von Fock, obwohl er zugebe, daß dieſes verſtändlicher und präeiſer 


ſein möge. 


genommen. (Schluß der Sitzung 3 ½ Uhr.) 

Berlin, 14. Dezember. (7ö5ſte Sitzung der Zweiten Kammer.) Er⸗ 
öffnung 6% Uhr Abends. . 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und angenommen. 

Der Präſident der erſten Kammer überſendet die Ausfertigungen der 
von der erſten Kammer angenommenen Geſetzentwürfe über Stellung unter 
polizeiliche Aufſicht, über Schutz der perſönlichen Freiheit und über Auf⸗ 
hebung des Intelligenzzwanges. 


Die beiden erſten Geſetze werden dem Juſtizausſchuß überwieſenz 


Abg. Bauer ſchlägt für das letzte den Finanzausſchuß vor. 


Der Miniſter des Innern: Das nterefje der Juſtiz ſcheint mir 
ſehr weſentlich dabei betheiligt, da es ſich um die rechtliche Form öffent⸗ | 


licher Bekanntmachungen handelt. N un 
Das Geſetz wird ebenfalls dem Juſtiz⸗Ausſchuſſe überwieſen. 


die Tit. III., IV., V., VIII., IX. und X. der Verfaſſung über. Dieſelbe 


beginnt mit Art. 68., welcher von dem Wahlmodus handelt. Die Erſte 
Kammer hat beſchloſſen, daß die Geſammt⸗Summe der Steuern einer Oe. 
meinde, nach welcher die Eintheilung der Urwähler ſtattfindet, berechnet 


werden ſoll: 


a) DENE falls die Gemeinde einen oder mehrere Urwahl⸗ 


ezirke für ſich bildet. 
Der erſte Beſchluß der Zweiten Kammer enthält ſtatt der Worte: 
„einen oder mehrere Urwahl⸗ Bezirke“ die Worte: „einen Urwahl- 


Bezirk.“ 


Die Kommiſſion beantragt Beibehaltung des Beſchluſſes der Zweiten 


Kammer. Dieſer Antrag wird ohne Diskuſſion angenommen. 

Bei Art. 69, 71, 74 tritt die Kammer den Beſchlüſſen der Erſten 

Kammer bei. Darnach muß jeder zum Abgeordnete Wählbare bereits 3 
Sr 00 on Staate angehört haben, und Stellvertreter werden 
nicht gewählt. 
5 Dei Art. 77 hat die Erſte Kammer den von der Zweiten beſchloſſenen 
Grundſatz, daß Beamte, wenn ſie Abgeordnete werden, die Koſten ihrer 
Stellpertretung tragen müſſen, durch den Zuſatz beſchränkt: Dieſe Koſten 
dürfen den Betrag der denſelben zuſtehenden Diäten nicht überſteigen. 
Sie hat ferner den Satz, daß Abgeordnete, die ein Staatsamt oder eine 
Beförderung im Staatsdienſt annehmen, Sitz und Stimme bis zur Neu⸗ 
wahl verlieren, dahin umgeändert, daß ſolche Abgeordnete ihren Sitz be- 
halten und ſich nur einer Neuwahl unterwerfen müſſen. 

Die Aenderungen der Erſten Kammer werden verworfen, 
beharrt bei ihrem früheren Beſchluß. 

Daſſelbe geſchieht 


die Kammer 


trag von 10 Mitgliedern oder des Präſidenten ſtattfinden ſolle. 4 
Bei Art. 79 war keine weſentliche Verſchiedenheit; die Kammer tritt 
der Faſſung der Erſten Kammer bei. 


ei Art. 83. wollte die Erſte Kammer nur die Verhaftung der Ab; | 
geordneten, nicht auch die Einleitung der Unterſuchung gegen ſie von de. 


Genehmigung der Kammer abhängig machen; die Zweite Kammer ver 
wirft dieſe Aenderung und bleibt bei ihrem früheren Beſchluß. 


dafür. 
Man kommt zu dem Abſchnitt von den Finanzen (Art. 98.103). 
Hierbei bietet ſich die Schwierigkeit, daß der bekannte Art. 108 von der 


und das ſogen. Möcke'ſche Amendement (den neuen Art. 98.) Sein Bor- 


bekämpft. 


ungetrennt zu diseutiren und zu beſchließen, angenommen. 
Zum Wort in der Sache ſelbſt meldet ſich Niemand. 


der Zweiten Kammer aufnimmt, nur mit folgenden Aenderungen: 
Wenn die Feſtſetzung des neuen Etats ſich über den Anfang der 


Etat in Kraft bleiben (ſtatt: werden die bisher bewilligten 
Steuern forterhoben). 


men verworfen. 
Es wird jetzt namentlich über die Beſchlüſſe der erſten Kammer ab⸗ 


verzögerter Feſtſtellung des neuen noch zwölf Monate Geltung behält u. 
ſ. w. Mit Ja haben geſtimmt 99, mit Nein 197 Mitglieder. Es bleibt 
alſo bei den früheren Beſchlüſſen der zweiten Kammer. a 


Beim Art. 100 hat die erſte Kammer zum Satz: Jede Bevorzugung 


bei der Steuergeſetzgebung wird aufgehoben, die Worte hinzugefügt; vor⸗ 
behaltlich der Entſchadigungs frage. 9 m ee 


vom 26. Mai, eine Demonſtration machen und f 
ſchicken dürften. Es wird die verzögerte Abreiſe des Prinzen von Preu⸗ 
| Ben damit in Verbindung gebracht. — Neben der Depeſche vom 12. No⸗ 
zweiten Kammer geſtrichen und von der erſten Kammer beibehalten iſt. 
Die Beibehaltung oder Streichung dieſes Artikels iſt aber eine Präjudicial⸗ 
frage für alle Beſtimmungen des Abſchnitts von den Finanzen. Abg. 
Simſon verlangt deshalb eine gemeinſame Abſtimmung über Art. 108 


bereits die deutſchen Rheder und Schiffsbauer an den 
neuen Finanzperiode verzögert, fo. ſoll der alte Etat noch ſechs 
Monate (nicht vier) gelten. Und wenn die Kammern ſich über den 
neuen Etat nicht einigen, fo ſoll bis zur Einigung der beſtehende 


der Ausfuhr nicht mehr zu Gute kommen werden, . ö 
0 zwiſchen England und den deutſchen Häfen ausgleichen müſſen. Die Kon⸗ 
geſtimmt, wonach bekanntlich Art. 108 beſtehen bleibt, der alte Etat bei 


Di Som: 115 dem Air 115 bei. Sa 5 lis. Nech 
Bei Art. 103 über die Prüfung der Staatshaushalts⸗Rechnungen dur 
die Ober⸗Rechnungskammer hat die erſte Kammer nur eine formelle Aen 
derung vorgenommen, die zweite Kammer nimmt ſie an. 

Bei Art. 104 über die Gemeinde-, Kreis⸗, Bezirks- und Provinzial⸗ 
Verbände hat die erſte Kammer außer verſchiedenen ſtyliſtiſchen Aenderun⸗ 


gen den Satz: „Die Wahl der Gemeindevorſteher bedarf der Beftätigung 
5 i der Regierung in den von der Gemeinde Ordnung beſtimmten Fällen“, 
Wahlrecht der Militairs nur in derſelben Beſchränkung in ihrem Zuſatze 


dahin umgewandelt: „Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei der An⸗ 
ſtellung der Gemeinde⸗Vorſteher wird das Geſetz das Nähere beſtimmen.““ 
Dieſe Aenderung wird abgelehnt. Ebenſo verſchiedene andere kleinere 


5 fachliche Aenderungen der erſten Kammer; nur die ſtyliſtiſchen werden an⸗ 
In der nun folgenden Abſtimmung wird, wie die Kommiſſion es be- g i ’ 


antragt, zuerſt das iſte Alinea des Artikel 67 nach dem Beſchluſſe der 
Erſten Kammer angenommen; ſtatt des Zuſatzes der Kommiſſion wird 
aber das gleichbedeutende Amendement des Abgeordneten von Fock an⸗ 


genommen. 

Art. 106 wird in der Faſſung der erſten Kammer angenommen, wo⸗ 
nach zur Aenderung der Verfaſſung zwei Abſtimmungen, zwiſchen denen ein 
Zeitraum von 21 Tagen liegen muß, nothwendig ſind. h 

Ueber Art. 108 iſt ſchon der obigen Abſtimmung über 88. 98 und 


99 5 von den Finanzen) entſchieden. Der betreffende Satz iſt ver⸗ 
worfen. 


Im Artikel 111 hat die erſte Kammer die Worte „ſollten durch die 


für Deutſchland feſtzuſtellende Verfaſſung Abänderungen dieſer Verfaſſung 


nöthig werden, fo wird der König dieſelben anordnen,“ dahin umgeändert: 
„ſollten durch die für den deutſchen Bundesſtaat auf Grund des Entwurfs 
vom 26. Mai d. J. feſtzuſtellende Verfaſſung Abänderungen der gegen⸗ 
wärtigen Verfaſſung nöthig werden ꝛc.“ 
ie Aenderung wird mit 226 gegen 59 Stimmen angenommen. So⸗ 
mit iſt die Reviſion der Titel III., IV., V., VIII., IX. und X. beendet. 
Schluß der Sitzung 4¼ Uhr. 
Berlin, 14. Dezember. Die Verhäfttiffe in Schleswig und die das. 


5 „ mit in Berührung ſtehenden Perſönlichkeiten find im Augenblicke wieder 
Die Verſammlung geht ſodann zur Fortſetzung der Berathung über 


der Gegenſtand der größten Enkſtellungen in der Preſſe. Namentlich wer 
den über die Sendung des Herrn v. Uſedom, die Zwecke und Ergebniffe 
derſelben die abſurdeſten Nachrichten verbreitet. So berichtet ein Berliner 
Berichterſtattet der Hamburger Nachrichten unterm 3. Dezember: 


„Herr v. Uſedom iſt ſeinem Auftrag in den Herzogthümern nachge⸗ 


kommen. Graf Eulenburg in Flensburg weiß, wenn dies, was nicht be⸗ 
zweifelt werden darf, pflichtgemäß geſchehen iſt, wie man in Berlin über 


ibn denkt. Herr v. Uſedom wird 15 nicht haben verſchweigen können, wir 
ſehr unzufrieden man mit ſeinem R 


egimente ſei. Daß man felbſt in Ber⸗ 
lin dazu vollkommen guten Grund hat, darf übrigens Graf Eulenburg nur 
im Rücken der Inſtruktion ſich verbergen, mit welcher er nach Schleswig 
geſandt iſt. Ich werde darauf zurückkommen.“ 

Es wäre allerdings zu wünſchen, daß der betreffende Korreſpondent 
darauf zurückkäme, und zwar nachdem er ſich beſſer von den Dingen un⸗ 
terrichtet. Er würde erte, daß Preußen zwar in keiner Beziehung ge⸗ 
ſonnen iſt, ſich irgend welche Verantwortlichkeit für das Verfahren der 
Landesverwaltung aufzubürden, deren Mitglied Graf Eulenburg iſt, aber 
eben fo, daß man hier ſehr wohl deſſelben perſönliche Bemühungen, mit 
denen er bekanntlich oft nicht durchzudringen vermochte, und ſein Verhalten 
von der Thaͤtigkeit jener Behörde zu unterſcheiden weiß. Darnach war 
kein Grund zu Eröffnungen der Unzufriedenheit, viel eher die Anerkennung 
für das pflichtgemäße Ausharren deſſelben in feiner Stellung vorhanden, 
einer Stellung, in welcher man freilich nur Undank ernten, nichtsdeſto⸗ 
weniger aber in redlicher Pflichterfüllung ſich um die Friedensaufgabe wohl 
verdient machen kann. (D. R.). 

— Die Köln. Ztg. enthält nachſtehenden Correſp.⸗Artikel aus Ber⸗ 


lin: „Von zwei verſchiedenen, wohlunterrichteten Seiten geht mir folgende 
bei Art. 78, welcher von den geheimen Sitzungen 
handelt. Die Erſte Kammer wollte die Bedingungen derſelben der Ge⸗ 
ſchäftsordnung überlaſſen, die Zweite beharrt dabei, daß fie nur auf An⸗ 


Nachricht zu, deren Schluß, wenn auch nicht derſelben vorſichtigen Quelle 
entnommen, nicht minder gewiß iſt. Ein dem hieſigen Hofe naheſtehender 
höherer Dffizier verfügte fi) nach Dresden und beſchwor den König, dur ‚ 


ſeinen Austritt aus dem Bündniß die Revolution nicht ſelbſt, ob jetzt, o 


in ſpäteren Jahren, herauf zu beſchwören. Nun lautet der Schluß: det 
außerordentliche Geſandte habe wenig erlangt. Ein ſächſiſcher Prinz, 
nicht eben leidenſchaftlich eonftitutioneller Geſinnung, habe ſich mit beſon⸗ 
derer Energie gegen das Bündniß vom 26. Mai ausgeſprochen. Er be⸗ 


dauere eine eventuelle öſterreichiſche Oecupation; fie könne Jahre währen, 
haber er fürchte ſich nicht davor. Wenn die 

Im Art. 84 hat die Erſte Kammer die Aenderung gemacht, daß bie» | 
jenigen Mitglieder der Zweiten Kammer keine Diäten bekommen, welche 
am Sitze der Kammer ihren Wohnſitz haben. — Kein Mitglied erhebt ſich 


| Kammern die Regierung in 
die Nothwendigkeit verſetzten, fie aufzulöſen, fo ſeie es um ſo ſchlimmer 
für die Kammern. - Hier in Berlin glaubt man, daß, wenn die Oeſter⸗ 
reicher in Sachſen einrücken, die Preußen ihrerſeits, kraft des Bündniſſes 
Truppen über die Grenze 


vember und dem Proteſt⸗Entwurfe ſoll nun doch eine andere Depeſche 
exiſtiren, welche die Worte „materielle Mittel“ enthielte und nachträglich 
allem Anſcheine nach durch die ſächſiſche Intervention oder eine ähnliche 
öſterreichiſcher Seits interpretirt würde. Hier erfolgte früher eine andere 


noch immer ihre Bedeutung, da es intereſſant bleibt, zu beobachten, wie 


weit Oeſterreich zurückgegangen iſt.“ 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag, über Art. 108, 98 und 99 


Berlin, 15. Dezember. In unterrichteten Abgeordneten⸗Kreiſen ver⸗ 


lautet, daß der Finanzminiſter v. Rabe entſchloſſen ſei, ‚fein Portefeuille 
niederzulegen und ſich auf einen Oberpräſidialpoſten nach der Provinz zu 
Abg, Falck hat ein Amendement geſtellt, das die früheren Beſchlüſſe 


begeben. f 5 g (Voſſ. Z.). 
— Das bevorſtehende Aufhören der engliſchen Schiffahrtsgeſetze erfüllt 

Nordſeeküſten mit 

der freudigen Hoffnung auf bedeutende Erhöhung ihrer Gewerbthätigkeit 


durch Verwendung deutſcher Schiffe für engliſche Frachten, mithin ſteigende 


Transportkoſten und Erträge zu ihrem Beſten. Der deutſchen Fabrikation 


für den auswärtigen Abſatz wird dagegen die ſchwere Aufgabe auferlegt 
u N wohlfeiler und mit erhöhter Erfindungskraft zu produziren, da ihren 
Es wird zuerſt zur Abſtimmung geſtellt und mit 200 gegen 99 Stim- | 


abrikaten und deren Preiſen die bisherigen wohlfeilern Transportkosten 
5 - ſondern dieſe Koſten ſich 


kurrenz mit den enliſchen Fabrikaten wird alſo ſchaͤrfer und unmittelbarer 
eintreten, da das dritte, was bisher zum Vortheile Deutſchlands noch da⸗ 
zwiſchen ſtand, die geringere Fracht, wegfallen wird. N tlic 

— Der Geh. Rath Waldeck iſt nuumehr beim Obertribunal wirkli A 
wieder als etatsmäßiges richterliches Mitglied eingetreten. Er iſt eits 
früher dem Senat 4. des Obertribunals zugetheilt worden, und hat berei 
vorgeſtern an den Sitzungen dieſes Senats Theil genommen. 


Interpretation. Die Angelegenheit hat auch jetzt, nach erfolgtem Proteflen 
ſchlag wird auf das Heftigſte von verſchiedenen Mitgliedern der Rechten 


eli „Dezember. Die meiſten preußiſchen Offiziere, welchen von 
RN: Ku einen Strate das in pekuniairer Beziehung vortheilhafte Aner- 
bieten jetzt gemacht wurde, aus der preußiſchen Armer gänzlich zu ſcheiden = 
bet ih nen dann militairiſche Dienſte zu nehmen, haben ſolches zurückgewieſen, ua 
fie ale} Patrioten es vorziehen, in dem Kriegsbeere ihres Volkes nn 2 
zu be ziehen und einen geringeren Rang einzunehmen, als in einer kleinen en 
unter beſſeren materiellen Bedingungen zu dienen. Ueberbaupt ſcheinen die tfi= 
ziere der preußiſchen Armee in erhöhtem Grade von demzhingebendſten Nat 10955 
König; und Vaterland beſeelt und zu jeder Aufopferung für die 005 055 
Preuf jens bereit zu fein. N 25 0 1 
— Die zahlreiche Diebesgenoſſenſchaft Berlins ül e communiſtiſchen 
Tendenzen a der gößten Frechheit jetzt mehr bei Tage, da durch | die 
Aufſſicht der Schutzmänner während der Nachtzeit auf den Transport von 
Sachen nächtliche Einbrüche ſehr erſchwert worden ſind. So wurden einer 
Daine kürzlich an 300 Thaler und viele Koſtbarkeiten durch Einbruch 
während des Tages, und in einem anderen Hauſe, während ſich das Dienſt⸗ 
mädchen unvorſichtiger Weiſe auf kurze Zeit entfernt hatte, ohne die Thür 
zu veſchließen, eine Menge werthvolles Silberzeug aus der Servante 
geſtohlen. 5 

— Wie verlautet ſoll die der Seehandlung zugehörige Mafchinen- 
Bau- Anſtalt in Moabit mit Neujahr geſchloſſen werden, da ſie ſich nicht 
rentirt und noch Zuſchuß fordert. 2 DEN = 

— Ein Erzbetrüger hat feit einigen Tagen unter dem Namen eine 
Herrn v. Schaet eln dem Vorgeben, Schwager des Herrn Geheimen 
Oberhofbuchdruckers Decker zu fein, arge Spitzbübereien verübt, bis es 
geſtern der Schutzmannſchaft gelang, ihn zu verhaften. Ein Schneider, in 
deſſen Abweſenheit er unter ſcherzhaften Vorwänden gegen deſſen Kinder 
Kleidungsſtücke und ſeidene Stoffe ausführte, eilte zu Herrn Decker, um 
den Scherz auszugleichen, wo ſich denn der Betrug offenbarte. In Folge 
der Anzeige des Hern Decker wurde der freche Betrüger verfolgt und 
glücklich ergriffen. 

— Von den vielen menſchenfreundlichen Handlungen des Generals 
pon Wrangel, welche dann und wann aus der Verborgenheit hervortreten, 
in welche der t, er 5 . 
dieſe, die ſich vor einihen Wochen zugetragen. Ein hieſiger junger Künſtler, 
Herr D., war durch die Ereigniſſe des vorigen Jahres in 1 0 Erwerbe 
ſo zurückgekommen, daß ihm nach und nach ſein ganzes Mobiliar 5 
pfändet und endlich ſogar die letzten Betten von ſeinem auswirth für 
rückſtändige Miethe einbehalten wurden. Die Lage des Mannes wurde 
dadurch um ſo ſchrecklicher, als die Frau deſſelben jeden Tag ihre Nieder ⸗ 
kunft erwartete. Der Künſtler, den Verlust feines ganzen Kredits fürchtend, 
wenn er ſeine Dürftigkeit ihm naheſtehenden Kunſthändlern mittheile, 
wandte ſich in feiner höchſten Noth an den General von Wrangel. So⸗ 
fort ließ der freundliche Feldherr, nachdem ihm noch am Tage der Bitte 
Bericht erſtattet werden mußte, den Eheleuten ein neues vollſtändiges 
Militärbett bringen. Tages darauf wurde die Frau entbunden. 


Fürſtenwalde, 11. Dezember. Geſtern hatten wir das Glück, den 
efeierten General v. Wrangel in unſerer Mitte zu ſehen. Der greiſe 
gelber traf ſchon am frühen Morgen auf der a von Berlin hier 
ein und wurde von den Königlichen und Städtiſchen Behörden, von Depu⸗ 
tationen der Schützengilde, des Krieger⸗Vereins ic. und von einem Comité 
der Einwohnerſchaft, welche zu Ehren des Generals ein Feſtmahl veran⸗ 
ſtaltet hatte, auf das herzlichſte begrüßt. Als der General nach Infper- 
tion der hieſigen Garniſon bei dem Mahle erſchien, wollte der Jubel der 
zahlreich verſammelten Theilnehmer und Zuſchauer kein Ende nehmen und 
ſtieg bis zur höchſten Begeiſterung, als der greife Feldherr in einer wahr⸗ 
haft ergreifenden Rede unſerem geliebten König und Herrn den erſten Toaſt 
brachte. Eben ſo enthuſtaſtiſch wurde der dem „Vater Wrangel“ ausge⸗ 
brachte zweite Toaſt aufgenommen. Nach dieſem überreichte Frl. Adelheid 
Grasnick in Begleitung von vier anderen jungen Damen dem General 
Namens der Stadt einen Lorbeerkranz und ein von dem Rector Gaedke 
verfaßtes Gedicht; der Rathmann Siebmann aber übergab an der Spitze 
mehrerer anderer Krieger aus den Jahren 1813 — 15 im Namen von echt 
patriotiſchen Einwohnern der Stadt einen von dem Kantor Fraude gedich⸗ 
teten Gruß. Held Wrangel, ſichtbar gerührt und befriedigt, dankte Allen 
in der freundlichſten und gewinnendſten Weiſe und verließ erſt nach mehr⸗ 
ſtündigem Verweilen das Feſtlokal, um ſeine Reiſe nach Küſtrin fortzu⸗ 
ſetzen. 8 (V. Z.) 
Poſen, 12, Dezember. Geſtern hat die demokratiſche Zeitung des 
Oſten, die uns oft an die Rheiniſche Zeitung erinnerte, zu erſcheinen 
aufgehört. Das Eingehen derſelben kündigt heute ein Witbold in der 
Poſener Zeitnug durch folgendes Inſerat an: „Heute entſchlief nach 
längerem Siegthum an gänzlicher Entkräftung die „Zeitung des Oſten,“ 
tief betrauert von den Hinterbliebenen. N. Pr. 3.) 
‚Naumburg, 6. Dezember. Im November d. J. iſt auch der zur 
Nationalverſammlung in Berlin für den Kreis Eckartsberge gewählte Abg. 
Rector Herhold zu Bibra ſuspendirt und zur Unterſuchung gezogen worden. 
Derſelbe ſaß auf der Linken und gehörte zu den Steuerverweigerern. 


Herſord, 6. Dezember. Geſtern wurde hier ein für den Buchhan⸗ 
del äußerſt wichtiger Fall vor den Geſchwornen verhandelt. Der Geſchäfts⸗ 
führer der Helmichſchen Buchhandlung in Bielefeld, Strothmann, ſtand vor 
den Aſſiſen unter der Anklage, durch die Verbreitung der in Lemgo erfchei- 
nenden Wochenſchrift: „Der Volksfreund“, welche verſchiedene „verbreche⸗ 
riſche“ Artikel enthielt, ſich der Majeſtätsbeleidigung ꝛc. ſchuldig gemacht 
zu haben. Der Staatsanwalt hatte die Anklage auf das neue octroyirte 
Preßgeſetz geſtützt, welches ſo lebhafte Reklamationen der Buchhändler 
hervorgerufen hat; er hatte den Buchhändler angefaßt, „weil der Autor 
des inkriminirten Artikels nicht im Bereich der richterlichen Gewalt 
des Staates war.“ Die Geſchwornen hatten alſo über ein wichti⸗ 
ges Prinzip zu entſcheiden; ſie ſprachen den Angeklagten fan I 

Dresden, 12. Dezember. Unter den den Kammern bis jetzt zuge⸗ 
gangenen Vorlagen des Finanzminiſteriums iſt das Dekret, die Ergänzung 
und Abänderung der Gewerbe⸗ und Perſonalſteuer betreffend, ſehr wichtig. 
Es wird eine Art Klaſſenſteuer nach dem jährlichen Einkommen in Vor⸗ 
ſchlag gebracht. Die Steuerpflichtigen werden hiernach in 36 Klaſſen ge⸗ 
theilt mit einem Minimalſatze von 20 bis 50 Thlr. Einkommen und einer 
jährlichen Steuer von 6 Ngr. und einem Marimalſaße von 4800 bis mit 
5000 Thlr. Einkommen und 130 Thlr. jährlicher Steuern. Die 37. Klaſſe 


würdige Herr ſie zu hüllen plegt, erfahren wir heute auch 


ſollen Diejenigen bilden, deren Einkommen über 5000 Thlr. beträgt und 
mit 2¼ pCt. beſteuert werden ſoll. 975 (V. Z.) 
Wismar, 12. Dezember. Mit dem Poſtdampfſchiffe Slesvia tra- 
fen hier heute Vormittag von Kopenhagen ein: Baron von Pechlin nebſt 
Gemahlin, Kammerherr v. Reedtz und General⸗Auditeur von Scheel. 


(B. H.) 
München, 10. Dezember. Die Durchreiſe des Sohnes des Für⸗ 
Ben Windiſchgrätz hat hier einer Anzahl Studenten und Turner die Ver⸗ 
anlaſſung zu einer vor dem Wirthshauſe, in welchem derſelbe abgeſtiegen 
war, zu bringenden Katzenmuſik gegeben. Die Polizei war jedoch davon 
unterrichtet und ſo wurden ziemlich zahlreiche Verhaftungen e 
( 


München, 12. Dezember. (43ſte Sitzung der Kammer der Abgeordneten. 
Präſident: Hegnenberg.) Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der Be⸗ 
rathung und Schlußfaſſung über den Geſetz⸗Entwürf, die ſtaatsbürgerlichen (poli⸗ 
tiſchen) und bürgerlichen Rechte der Juden betreffend. Es betheiligten fih an der 
Debatte: Schmidt (Domkapitular): Die Gleichſtellung ſei eben auch nur eine 
Anſäßigmachung, und bei einer ſolchen die erſte Frage nach dem Leumund; die 
Juden ſollen zuerſt einen guten Leumund nachweiſen. Dr. Sepp bringt einen 
Antrag, wonach die Beſchränkung in privatrechtlicher Hinficht fallen, über Anſäßig⸗ 
machungen der Juden aber erſt nach Feſtſtellung (Reviſion) des Gemeinde⸗Edikks 
neuer Beſchlüſſe gefaßt werden folle, ebenſo einen Antrag auf Verſammlung von 
jüdiſchen Notabeln. Beide Anträge erhalten jedoch nicht die nöthige Unterſtüz⸗ 
zung der Mehrheit der Kammermitglieder, und Sepp hat dadurch nur Gelegen⸗ 
heit, nochmal auf die Nachtheile der Emanzipation zurückzukommen. — Man 
habe den Muth gehabt, den Adel abzuſchaffen, jetzt krieche man vor dem Geld⸗ 
adel — das jüdiſche Volk werde immer einen Staat im Staate bilden. — In 
allen Zweigen ſeien die Juden Revolutionaire. — Pfordten habe gezweifelt an 
einem jüdiſchen Miniſterium — er nicht, bei uns ſei Alles möglich, habe doch z. 
B. Zu Rhein, kaum auf den Miniſterſtuhl gelangt, nichts Eiligeres zu thun ge⸗ 
wußt, als einer Gemeinde 9 jüdiſche Familien aufzubürden. — Die Aeußerung 
im vorigen Landtage: Man ſolle das Land aus hungern und die Steuern verwei⸗ 
gern, ſei nicht ſo in den Wind geredet geweſen, ſondern habe im Syſtem des Juden⸗ 
thums gelegen. Unſere Staatsweisheit in Europa ſei banquerott geworden, und 
darum ſuche man noch die letzte Hülfe bei den Juden. — Der Herr Kultusmi⸗ 
niſter (Ringelmann) habe geſtern geäußert, man ſolle jedem ſeine Neigung 
laſſen und ihm die Bahn nicht verſchließen, er entnehme daraus, daß der Mini⸗ 
ſter gar noch dem Freihandelsſpſtem huldigen werde, der unſere Ge⸗ 
werbe zu Grunde richten würde, weswegen er froh ſei, daß das Volk dieſe Aeuße⸗ 
rung nicht gehört habe. ö 

Stuttgart, 12. Dezember. Die würtembergiſchen Freiſchärler, welche 
in Baden gefangen ſaßen, kommen nun wieder in ihrer Heimath an. Es 
ſind etwa 120 Mann, welche auf drei Routen mit Laufpäſſen des Ober⸗ 
amts Raſtatt (in welchem fie kurzweg „Hochverräther“ charakterifirt wer⸗ 
den, alſo „N. N. aus E., Hochverräther“) verſehen, nach ihren Heimaths⸗ 
orten ziehen. An der würtembergiſchen Grenze erhalten fie — auf Wie⸗ 
dererſatz! — ein Reiſegeld aus den Amtskaſſen. „Die Leute ſehen ziem⸗ 
lich gut aus“, erzählt ein Berichterſtatter des Schwäbiſchen Merkurs, 
„haben badiſche und preußiſche Uniformen und Bluſen an, welche ſie theils 
Blog theils geliehen bekamen, und erzählen viel von erfahrener harter 

ehandlung.“ — „Beinahe einſtimmig (ſetzt der Berichterſtatter des Schw. 
Merk. hinzu) wird von den Freiſchärlern verſichert, daß ſie von den Preu⸗ 
ßen bedeutend humaner behandelt worden ſeien, als von den Badenſernz 
viele der Preußen theilen ihre Kleider und Lebensmittel mit den Gefan⸗ 
genen und gaben ihnen noch Geſchenke auf den Weg.“ — Die „verthierte 
Soldateska!“ (C. 3. 

Luxemburg, 9. Dezember. Das Großherzogthum hat bis jetzt we⸗ 
der dem Drei⸗Königs⸗Bündniſſe, noch dem Interim gegenüber eine ausge⸗ 
ſprochene Stellung eingenommen. Die Regierung hat vorgeſchoben, daß 
ſie ohne die Kammer nichts thun könne und erſt deren Entſcheidung ab⸗ 
warten müſſe. Dieſe Entſcheidung wird nun in der nächſten Woche erfol- 
17 und ich werde das Reſultat zu feiner Zeit melden. Welcher Art daſ⸗ 
elbe ſein werde, iſt noch in keiner Weiſe vorauszuſehen; denn ſo arm die 
Kammer au politiſchen Capaeitäten iſt, fo reich iſt fie an ſpeziſiſch⸗luxem⸗ 
burgiſcher Beſchränktheit und kleinlichem Souverainitäts⸗Schwindel, und es 
iſt traurig zu ſehen, wie von den Wenigen, welchen man höhere politiſche 
251 195 Ueberſicht zutrauen könnte, gerade dieſe ſpezifiſche Stimmung 
genährt wird. (Köln. Z.) 

„Frankfurt a. M., 13. Dezember. Wir ſind nun endlich 12 Ge⸗ 
wißheit über den Zeitpunkt der Einſetzung des Interims gelangt. Vorge⸗ 
fern, Abend erhielt der K. öſterreichiſche Bevollmächtigte bei der Central⸗ 
gewalt, Graf v. Rechberg, einen Kabinetskourier aus Wien mit der 
Anzeige, die für das Interim ernannten K. öſterreichiſchen Kommiſſarien 
würden am 10. d. M. die Reiſe nach Frankfurt antreten, und gedächten 
ſicher bis zum 15. daſelbſt einzutreffen. Heute Morgen iſt dem Bankhauſe 
Rothſchild der Auftrag ert eilt worden, im Gaſthaufe zum römiſchen Kai⸗ 
ſer für den Freiherrn v. übe eine Wohnung zu beſtellen, die bis zum 
15. d. M. zu deſſen Aufnahme in Bereitſchaft geſetzt werden ſoll. Da 
nun auf Seiten der abgehenden Centralgewalt die zu deren Uebergabe an 


die interimiſtiſche Kommiſſion erforderlichen Anordnungen ſchon vorberei⸗ 


tet ſind, ſo dürfte dieſer Akt wohl in den erſten Tagen nächſtkünftiger 
Woche zur Vollziehung gelangen. Die Abreiſe des 8.20 0g Reichs⸗ 
verweſers ſoll, wo nicht früher, doch ſpäteſtens am 26. d. . erfolgen. 


(D. R. 
Hamburg, 13. Dezember. Hamburg iſt fo eben dem 1 
beigetreten. (Conſt. Z.) 
„Kiel, 13. Dezember. Nach dem „Apenrader Wochenblatte“ ſoll das 
däniſche Hauptquartier in Jütland am 10ten d. M. nach Kolding, alſo an 
die ſchleswigſche Grenze, verlegt worden ſein. General de Meza, wel⸗ 
cher ſich im Laufe des Sommers auf Alſen ſo ſehr verhaßt machte, hat 
jetzt den Oberbefehl über das däniſche Truppencorps in Jütland. 


1 oſſ. Z. 

Schleswig⸗Holſtein. ‚Daily News theilen über ar 5 als 
bereits eröffnet bezeichneten direkten Unterhandlungen zwiſchen Dänemark 
und der Statthalterſchaft Folgendes mit: Man ſoll von der zugeſtandenen 
Unmöglichkeit der Herrſchaft des Herzogs von Auguſtenburg uber Däne- 
mark ſowohl, als der des Prinzen Friedrich von Heſſen über die Herzog⸗ 
thümer ausgehend, einen dritten erbberechtigten Candidaten aufzuſtellen be⸗ 
abſichtigen, der auf feinem Haupte die däniſche Königskrone mit der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Herzogskrone vereinigen würde. Dazu wäre der Groß⸗ 
herzog von Oldenburg auserfehen. Den Herzog von Auguſtenburg würde 
man durch Oldenburg abfinden, den Prinzen von Heſſen, der doch nicht zu 
gleicher Zeit in Dänemark und Heſſen würde regieren können, würde man 


durch Geld oder anderweitige Entſchädigung beſtimmen, ſich bei der Wahl 
wiſchen der Herrſchaſt in beiden Ländern für Heſſen zu enſcheiden. Daily 

ws ſagen: „Das find, wie wir vernehmen, die vorgeſchlagenen Vertrags ⸗ 
beſtimmungen, welche Preußen unter der Bedingung des Eintritts Holſteins 
in den Dreikönigsbund unterſtützen würde, welche Rußland, obgleich ſie 
ſeinen Anſprüchen ein Ende machten, nicht unwillkommen ſein könnten, 
und welche aus dieſem Grunde für England, wenn nicht für Frankreich, 


annehmbar wären. Natürlich würden die Schleswiger und Holſteiner jene 


politiſche und commerzielle Verbindung, auf welche ſie einen ſo großen 
Werth legen, unter einer gemeinſchaftlichen legislativen Verſammlung und 
einem däniſchen Könige fortgenießen. Dänen wie Schleswiger würden fo 
Schwierigkeiten und Gefahren entgehen, die ſie mit Vernichtung ihrer 
Freiheiten und Theilung ihres Reichs bedrohen, nebſt einer endloſen Aus⸗ 
ſicht anf Bürgerkrieg. (e 

0 Frankreich. 5 


Paris, 11. Dezember. Bei dem Feſte, welches der Seine ⸗Präfelt 
dem Präſidenten der Republik gegeben, antwortete dieſer auf einen ihm 
ausgebrachten Toaſt mit folgenden Worten: „Meine Herren! Ich danke 
dem Gemeindekörper, daß er mich auf das Rathhaus eingeladen und zu 
gleicher Zeit zahlreiche Unterflübungen an dem heutigen Tage unter die 
Nothleidenden hat vertheilen laſſen. Das Unglück erleichtern, war in mei⸗ 
nen Augen das beſte Mittel, den 10. Dezember zu feiern. Ich will hier 
nicht aufzählen, was wir ſeit einem Jahre gethan haben. Allein das Ein⸗ 
zige, worauf ich ſtolz bin, iſt, daß ich Dank der Unterſtützung der Män⸗ 
ner, die mich umgeben haben und die mich noch umgeben, die Geſetzlichkeit 
unverletzt und die Ruhe ohne Kolliſion erhalten habe. Das kommende 
Jahr wird, wie ich hoffe, noch fruchtbarer an glücklichen Erfolgen ſein, 


dbdeſonders wenn, wie der Seinepräfekt geſagt hat, alle großen Gewalten 


7 


innig vereint bleiben. Ich nenne große Gewalten diejenigen, die vom 
Volke erwählt ſind, die Verſammlung und den Präſidenten. Ja, ich habe 
Vertrauen auf ihre fruchtbare Eintracht, wir werden vorwärts ſchreiten, 
ſtatt ſtehen zu bleiben; denn was ſelbſt dem geringſten Sterblichen eine 
unwiderſtehliche Gewalt giebt, das iſt, vor ſich ein großes Ziel zu errei⸗ 
chen und hinter ſich eine große Sache zu vertheidigen zu haben. Für uns 
iſt dieſe Sache die der geſammten Civiliſation. Es iſt die Sache der wei⸗ 
ſen und heiligen Freiheit, die alle Tage durch die ſie entweihenden Exzeſſe 
bedroht iſt. Es iſt die Sache der arbeitenden Klaſſen, deren Wohlergehen 
unaufhörlich von jenen unſinnigen Theorieen bedroht wird, welche durch 
die Aufregung der roheſten Leidenſchaften und der gerechteſten Befürchtun⸗ 
gen faſt den Gedanken an jede Verbeſſerung haſſen machen. Es iſt die 
Sache der repräſentativen Regierung, die ihren heilſamen Glanz verliert 
durch die Bitterkeit der Sprache und die Langſamkeit in der Annahme 
ſelbſt der nützlichſten Maßregeln. Es iſt die Sache der Größe und Un⸗ 
abhängigkeit Frankreichs; denn wenn die Ideen, welche gegen uns käm⸗ 
pfen, ſiegen könnten, fo würden fie unſere Finanzen, unſere Armee, unſern 
Kredit, unſern Einfluß, kurz Alles zerſtören, indem ſie uns zwingen wür⸗ 
den, ganz Europa den Krieg zu erklären. Auch gab es niemals eine ge⸗ 
rechtere, patriotiſchere, heiligere Sache, als die unſerige. Was das zu er⸗ 
reichende Ziel betrifft, ſo iſt daſſelbe ganz eben ſo edel, als die zu ver⸗ 
theidigende Sache. Es iſt nicht die dürftige Kopie irgend welcher Vergan⸗ 
genheit, die wieder aufzufriſchen ware, es handelt ſich darum, alle Leute 
von Herz und Verſtand einzuladen, etwas Größeres, als eine Verfaſſung, 
etwas Dauerhafteres als eine Dynaſtie zu befeſtigen, nämlich die ewigen 
Prinzipien der Religion und der Moral, zugleich mit den neuen Regeln 
einer geſunden Politik. Die ſo verſtändige Stadt Paris, die ſich der re⸗ 
volutionairen Bewegung blos erinnern will, um ſie zu beſchwichtigen, wird 
einen Regierungsgang begreifen, der, auf dem von der Conſtitution gezo⸗ 
genen engen Pfad bleibend, einen weiten Horizont von Hoffnung und Zu⸗ 
kunft ins Auge zu faſſen geſtattet. Man hat oft geſagt, ſo oft man von 
Ehre ſpreche, finde man ein Echo in Frankreich. Hoffen wir, daß, wenn 
man von Vernunft ſpricht, ſich ein gleicher Widerhall in den Herzen von 
Männern finden wird, die vor Allem ihrem Lande ergeben ſind. Ich 
ſchlage einen Toaſt auf die Stadt Paris und auf ihren Gemeindekör⸗ 
e ene ee 

j — Die beiden Fraktionen der Linken, die Montagne und die Partei des 
Cerele conſtitutionell, haben eine außerordentliche Zuſammenkunft gehal- 
ten, um über ihr Verhalten bei der Abſtimmung über die Getränkeſteuer 
zu berathen. Wie es heißt, haben beide Fraktionen den Beſchluß gefaßt, 
ſich derſelben zu enthalten, um wo möglich die Anzahl der Stimmen un⸗ 
ter 376 (das beſchlußfähige Minimum) herabzubringen und dadurch die 
Annahme des Regierungs⸗Entwurfes zur Beibehaltung der Steuer zu ver⸗ 
eiteln. 

Paris, 12. Dezember, Abends. Die Verhandlungen wegen der Ge⸗ 
tränkeſteuer haben in der Kammer ihren ferneren Gang gehabt; man 
glaubt, daß ſie morgen beendigt ſein werden und das Mintiſterium eine 
Mehrzahl von 100 Stimmen haben wird. 1 15 

— In der National⸗Verſammlung herrſcht allerdings einige Aufre⸗ 
gung wegen der Geträukeſteuer aber nicht ſo, trotz aller Bemühungen der 
linken Seite, im Volke. Das erſte liegt in der Stellung der Deputirten. 
Dieſe durch die Wahl ihrer Departements auch Vertreter der engeren In⸗ 
tereſſen derſelben, ſind zum Theil in der unangenehmen Lage, gegen die 
Beibehaltung der Getränkeſteuer ſprechen und votiren zu müſſen, obgleich 
ſie von der Nothwendigkeit derſelben überzeugt ſind. Sie ſind als Bevoll⸗ 
mächtigte für einen Akt dazu angehalten, den ihr politiſches Gewiſſen ver⸗ 
dammt. Daher die große Unruhe, das große Schwanken! Nicht die gleiche 
Aufregung findet man außerhalb der Kammer. Die Bevölkerung von Pa- 
ris regt ſich fo gut als gar nicht, trotz aller Bemühungen der Oppoſition, 
ſie in Aufregung und Erbitterung zu verſetzen. Der vernünftige Arbeiter 
antwortet denen, die da verſuchen ihn aufzureizen: „Was hilft uns Euer 
Geſetz! Wir trinken in Paris doch immer geſchmierte Weine und der 
Preis ändert ſich nicht! Hebt Ihr die Steuer auf, ſo wird der Weit 
händler den Profit nehmen. Und beſſer iſts noch, wir bezahlen den Wein 
einen Sous theurer, und verdienen den Tag 20 Sous mehr!“ i 
Die Ausweiſungen aus Paris haben ſich in der letzten Zeit 
ſehr vermehrt. Dieſer Tage ſind mehrere Handwerksgeſellen, des Kom⸗ 
munismus verdächtig, aus Paris und dem franzöſiſchen Gebiete gewie⸗ 
ſen worden. Eine ähnliche Maßregel ſoll mehrere Literaten betroffen 


aben. 6 Sr: 
; Geſchwornengericht der Dordogne hat einen Capitain der 


— Das n { 
Nationalgarde und Mitglied des Stadtraths von Biron zu 3 Monat Ge⸗ 


faͤngnißhaft verurtheilt, weil er: „Es lebe die Guillotine“, geſchrieen und 
die Aeußerung gethan, das Eigenthum ſei Diebſtalll. 
Die „Patrie“ wird ihren Beſitzer verändern, wenn Herr Dela⸗ 
marre den Poſten eines General⸗Poſtmeiſters erhalt. Thiers und Remu⸗ 
ſat ſiud mit Delamarre in Unterhandlung. Sie haben ihm 400,000 Fr. 
geboten, er beſteht jedoch auf 500,000 Fr. f 
f a It ali eu. 

— Nach dem „Cenſore“ ſoll die ſardiniſche Regierung den Befehl ertheilt 

haben, die Flotte und Forts von Genua zu bewaffnen. Sardinien fcheint in der 


türkiſch⸗ruſſiſchen Frage in Gemeinſchaft mit Frankreich und England handeln zu 
wollen. (2) 


Spanien. 

— Die ſpaniſche Regierung ſoll auf die Bitten des römiſchen Hofes, ihre 

Truppen noch länger in Italien zu laſſen, nicht eingegangen ſein. Das Einzige, 

was ſie zu thun verſprochen, iſt, ein Korps von 3000 Mann Freiwilligen zu wer⸗ 

ben, welches zur Verfügung des h. Vaters geſtellt werden würde. Den Sold 
deſſelben würde der römiſche Hof übernehmen. f 


Vermiſchte Nachrichten. 


Stettin. Zte Sitzung des Schwurgerichts, 14. Dezember. (Fortſetzung. 
Der Direktor Jobſt der ritterſchaftlichen Bank, auf welche es 5 
wähnten Wechſel von Knorre überlaſſen waren, wofür derſelbe reſp. 957 
Thlr. 17 ſgr. und 1109 Thlr. 20 gr. erhalten hatte, hatte alsbald den 
Betrug geahnt, da der Neceptant Wiedemann ſeit längerer Zeit verreiſ't 
und wie ſich ergab, heimlich nach Amerika gegangen war. Hr. Jobſt legte 
nun dem. Angeklagten die Wechſel vor, derſelbe geſtaud die Fälſchung ein, 
erklärte ſich aber außer Stande zur Zahlung der Wechſelſumme. Daſſelbe 


Geſtändniß legte er von neuem ab, leugnete aber, in betrüglicher Abſicht 


die Unterſchriften gefertigt zu haben. Zur Begründung dieſer Angabe er- 
wähnt er, daß er und ſein Compagnon Wiedemann ein vortheilhaftes Ge⸗ 
ſchäft in Weizen abſchließen konnten, wozu es ihnen aber augenblicklich an 
Geld gefehlt habe. Wiedemann habe den Vorſchlag gemacht, falſche 
Wechſel auszuſtellen, wogegen ſich anfangs ſein (des Angeklagten) 
moraliſches Gefühl gefträubt habe; da fie indeſſen im Stande ge⸗ 
weſen ſein würden, die Wechſel zur Verfallzeit einzulöſen, ſo habe 
er endlich nachgegeben. Wäre nicht Wiedemann mit der Kaffe 
auf und davon gegangen und dadurch vor der Zeit der Verdacht rege ge⸗ 
worden, ſo wäre die Einlöfung auch ohne Zweifel geſchehen. Demnach 
könne er nicht eine betrügliche Abſicht dabei gehabt haben. Die Zeugen⸗ 
ausſagen modiftziren theilweiſe die Angaben des Knorre. Schon im Ok⸗ 
tober 1848 verkaufte er ſein bewegliches Vermögen an Verwandte in 
Berlin. Wiedemann hatte von Hamburg aus an einen Freund gemeldet, 
was ihn zur Flucht beſtimmt habe und wie er von feinem Kompagnon ver⸗ 
leitet und hintergangen ſei. Um den Knorre aus der Verlegenheit zu zie⸗ 
hen, hatte ſich ein Verwandter deſſelben zur Zahlung erboten, war je⸗ 
doch davon abgeſtanden, als er vernahm, daß dennoch die Unterſuchung 
gegen Knorre ſtatthaben würde. Der Staatsanwalt begründet die Anklage, 
der Vertheidiger ſucht in einer gediegenen Rede ſeines Clienten Abſichts⸗ 
loſigkeit zu betrügen, zu beweiſen. Die Fragen werden an die Geſchwor⸗ 
nen geſtellt und zwar in Bezug auf die beiden Wechſel getheilt. Die Ge⸗ 


ſchwornen ziehen ſich zurück, nach längerem Verweilen erklärt der Obmann 
derſelben, Herr Heſſenland, der Angeklagte ſei ſchuldig, die Unterſchriften 
unter den Wechſeln und den Giros nachgemacht zu haben, doch ſei die 
betrügliche Abſicht in Bezug auf Ueberweiſung der Wechſel an die ritter⸗ 
ſchaftliche Bank nicht erwieſen. Dieſer letztere Ausſpruch genügt dem Ge⸗ 
richtshofe nicht, er will eine beſtimmtere Antwort, und legt die beiden Fra⸗ 
gen vor: 1) ob der Angeklagte ſchuldig ſei, die betreffenden Unterſchriften 
in betrügeriſcher Abſicht nachgemacht zu haben; 2) ob ſchuldig, dieſelben 
in gleicher Abſicht an die ritterſchaftliche Bank übergeben zu haben. Die 
Geſchwornen bejahen die erſte, verneinen jedoch die zweite Frage. Der 
Staatsanwalt weiſ't aus dem Geſetze nach (§. 1389. 11. 20 des Allg. 
Land⸗Rechts), daß, wenn durch die falſche Urkunde noch niemand 
betrogen ſei, die halbe Strafe der Fälſchung ſtattfinde. Er trägt 
deshalb auf 3 jährige Zuchthausſtrafe und Verluſt der National- 
kokarde an. Der Vertheidiger bemüht ſich, aus §. 1380 den Staats- 
anwalt zu widerlegen, und behauptet, es könne nur eine Ge⸗ 
fängnißſtrafe von einigen Monaten verhängt werden. Der Gerichtshof 
beräth ſich und giebt fein Urtheil dahin ab, daß der Knorre wegen ver- 
ſuchten Betruges und Fälſchung von Wechſeln und Nachahmung fremder 
Handſchriften mit 3 Jahren Zuchthaus, Verluſt der Nationalkokarde und 
einer Geldbuße von 2059 Thlr. 26 Sgr. zu beſtrafen, im Unvermögensfall 
mit noch 2 Jahren Zuchthaus zu belegen ſei, auch die Unterſuchungskoſten 
zu tragen habe. Der Vertheidiger hat alsbald ein Caſſationsgeſuch einge⸗ 
reicht. 

9 Ferner folgte die Verhandlung gegen den Arbeitsmann Fried. Wilh. 
Müller, welcher eines gewaltſamen Diebſtahls beſchuldigt wird, indem er 
vermittelſt Nachſchlüſſels aus der verſchloſſenen Stube der Putzmacherin 
Ziller hieſelbſt ein Stand Betten im Werthe von 13 Thlr. geſtohlen habe. 
Der Angeklagte, 24 Jahre alt, mehrfach auch außerordentlich mit Zucht⸗ 
haus beſtraft, läugnet das Vergehen; doch die Ausſage der Zeugen, deren 
etliche ihn auf der That erkappt haben, überführt ihn des Verbrechens. 
Die Geſchwornen ſprechen das „Schuldig“ über ihn aus. Das Gericht 
erkennt ihm wegen zweiten gewaltſamen Diebſtahls 12 Jahre Zucht⸗ 
haus zu. 


Stettin, 17. Dezember. Mit dem geſtrigen Tage hat die Ausſtel⸗ 
lung hieſiger Handwerkerarbeiten im Saale des Baierſchen Hofes begon⸗ 
nen und ſich bereits einer regen Theilnahme erfreut. 

— Der ſog. freien evangeliſchen Gemeinde iſt von dem Patronat 
die Beuutzung des Saales der Friedrich⸗Wilhelmsſchule zu ihrem Gottes⸗ 
dienſt überlaſſen. | 

— Mit der Abgabe der Waffen der Bürgerwehr an den Staat in gu⸗ 
tem Zuſtande wird hier von dem Commando derſelben bereits vorge 
ſchritten. 

— Es verlautet noch nicht, 
Plan, die engliſchen Schiffe von 
der aufgenommen werde. 


— Ein amerikaniſches Schiff ſtrandete neulich an der Mo skitoküſte, die 
Mannſchaft gewann das Land, gerieth aber mit den Einwohnern in Streit und 
brannte in Folge deſſen ein Dorf nieder. n RI A A 

Hierbei ein Provinzial⸗ Anzeiger. 


ob bei nun eingetretenen Thauwetter der 
hier nach Swinemünde durchzueiſen wie⸗ 


